
BLEIBEN REICHT NICHT

Warum ein sicherer Arbeitsplatz 
keine gute Führung ersetzt
Uli Müller
Geschä� sführender Landesvorstand

Der ö� entliche Dienst gilt als siche-
rer Arbeitgeber. Gerade in wirtscha� -

lich schwierigen Zeiten ist das ein großes 
 Privileg. Doch aus dieser Sicherheit ent-
steht zunehmend ein gefährlicher Irrtum: 
Wer einen sicheren Arbeitsplatz hat, müs-
se schlechtere Führung, höhere Belastung 
und fehlende Wertschätzung einfach hin-
nehmen.

Diese Haltung wird selten o� en ausgespro-
chen. Sie zeigt sich eher in Sätzen wie:
• „Andere wären froh, hier arbeiten zu dür-

fen.“
• „Im ö� entlichen Dienst geht es den Be-

schä� igten doch gut.“
• „Früher wurde auch nicht alles hinter-

fragt.“

Der ö� entliche Dienst darf Leistung, P� icht-
bewusstsein, Verlässlichkeit und in beson-
deren Situationen auch besonderen Einsatz 
erwarten. Arbeitsplatzsicherheit darf jedoch 
niemals als Ersatz für gute Führung verstan-
den werden.

Sicherheit ist noch keine 
Bindung

Ein sicherer Arbeitsplatz kann verhindern, 
dass Menschen gehen. Er sagt aber noch 
nichts darüber aus, wie sie bleiben.

Bleiben sie engagiert, motiviert und be-
reit, Verantwortung zu übernehmen? Oder 
bleiben sie lediglich, weil sie ihre beru� i-
che Sicherheit und Versorgung nicht aufge-
ben möchten?

Beschä� igte können formal in einer Or-
ganisation verbleiben und sich innerlich 
längst zurückgezogen haben. Sie erledigen 
ihre Aufgaben korrekt, bringen aber keine 
Ideen mehr ein. Sie übernehmen keine zu-

sätzliche Verantwor-
tung. Sie ziehen sich 
auf formale Zustän-
digkeiten zurück und 
vermeiden Verände-
rungen.

Dieser Rückzug 
ist weniger sichtbar 
als eine Kündigung. 
Für die Leistungsfä-
higkeit einer Behör-
de kann er jedoch 
ebenso schwerwie-
gend sein.

Ein sicherer Ar-
beitsplatz kann ver-
hindern, dass Men-
schen gehen. Gute 
Führung entschei-
det darüber, ob sie 
innerlich bleiben.

Dienst unter 
Druck

Personalmangel, Ar-
beitsverdichtung, de-
mogra� scher Wandel, Digitalisierung, Büro-
kratie und steigende Erwartungen belasten 
Beschä� igte und Führungskrä� e gleicher-
maßen.

Gerade bei der Polizei zeigt sich diese 
Entwicklung besonders deutlich. Dauer-
ha� e Unterbesetzung, hohe Einsatzbelas-
tung, kurzfristige Dienstplanänderungen 
und zunehmende Gewalt gegen Einsatz-
krä� e verlangen den Beschä� igten immer 
mehr ab. Gleichzeitig sinken vielerorts die 
Gestaltungsmöglichkeiten der Führungs-
krä� e. Sie sollen motivieren, obwohl Per-
sonal fehlt. Sie sollen Belastungen gerecht 
verteilen, obwohl kaum noch etwas gerecht 

zu verteilen ist. Sie sollen Entscheidungen 
vermitteln, die längst auf anderen Ebenen 
getro� en wurden. Das erklärt manche Ent-
wicklung. Es darf aber nicht dazu führen, 
organisatorische Überforderung in eine mo-
ralische Forderung an die Beschä� igten um-
zuwandeln:
• Ihr müsst eben belastbarer, anspruchs-

loser und dankbarer sein.

Der ö� entliche Dienst wird den Fachkrä� e-
mangel nicht mit Arbeitsplatzsicherheit lö-
sen. Entscheidend wird sein, ob Führung 
Vertrauen scha�  , Belastungen fair verteilt 
und Leistung anerkennt.
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Loyalität beruht auf 
Gegenseitigkeit

Pflichtbewusstsein, Fleiß, Verlässlichkeit 
und die Bereitschaft, persönliche Interessen 
zeitweise zurückzustellen, haben den öf­
fentlichen Dienst über Jahrzehnte getragen.

Viele Beschäftigte verstanden ihre Tä­
tigkeit nie als bloßes Arbeitsverhältnis. 
Sie identifizierten sich mit ihrem Beruf 
und ihrem Auftrag. Gerade Polizei, Feuer­
wehr, Justiz, Rettungsdienste und Verwal­
tung funktionieren nicht, wenn jeder aus­
schließlich auf das persönlich Angenehme 
oder die genaue Grenze der eigenen Zustän­
digkeit achtet.

Dieser besondere Einsatz beruhte je­
doch auf einem unausgesprochenen Ver­
sprechen. Beschäftigte gaben Loyali­
tät, Verlässlichkeit und Einsatz. Dafür 
erwarteten sie Fürsorge, Anerkennung, 
Verlässlichkeit und eine langfristige Per­
spektive.

Sie vertrauten darauf:
• Mein Dienstherr steht auch zu mir.
• Meine Leistung wird gesehen.
• Meine Loyalität wird nicht ausgenutzt.
• Meine Führung übernimmt Verantwor­

tung.

Besonderer Einsatz entstand deshalb aus 
Pflichtbewusstsein und Gegenseitigkeit. 
Wenn Stellen dauerhaft nicht nachbesetzt 
werden, Mehrarbeit selbstverständlich 
wird und Anerkennung ausbleibt, stellen 
Beschäftigte zu Recht die Frage:

Warum soll ich einer Organisation be­
sondere Loyalität entgegenbringen, wenn 
sie mir gegenüber selbst immer unverbind­
licher wird?

Einsatz oder Selbstaufgabe?

Eine Dienststelle darf in außergewöhnli­
chen Situationen außergewöhnlichen Ein­
satz erwarten. Polizeiliche Einsatzlagen, 
Krisen und unvorhersehbare Ereignisse las­
sen sich nicht vollständig planen.

Davon zu unterscheiden ist die dauerhaft 
vorhersehbare Überlastung.

Wenn Unterbesetzung zum Normal­
zustand wird und Dienstpläne nur noch 
funktionieren, weil immer dieselben Be­

schäftigten einspringen, wird freiwillige 
Einsatzbereitschaft zur verdeckten Perso­
nalreserve.

Wer besonderen Einsatz dauerhaft vor­
aussetzt, zerstört ihn.

Einsatzbereitschaft lebt davon, dass  
sie auf besondere Situationen begrenzt 
bleibt, anerkannt und fair ausgeglichen 
wird.

Jüngere Generationen

Viele ältere Beschäftigte haben den Ein­
druck, jüngere Kolleginnen und Kollegen 
seien weniger leistungsbereit als die eigene 
Generation vor 20 oder 30 Jahren.

Jüngere fragen häufiger nach Arbeitszei­
ten, Freizeitausgleich, Vereinbarkeit und ge­
sundheitlicher Belastung. Sie setzen früher 
Grenzen und sagen eher Nein.

Das kann wie mangelndes Pflichtbe­
wusstsein wirken. Viele Jüngere sind jedoch 
nicht grundsätzlich weniger leistungsbereit. 
Sie sind weniger bereit, Gesundheit, Freizeit 
und Beziehungen dauerhaft der Arbeit un­
terzuordnen.

Die ältere Generation hat gelernt, auch 
unter schlechten Bedingungen zu funktio­
nieren. Die jüngere Generation fragt häufi­
ger, warum diese Bedingungen dauerhaft 
schlecht bleiben sollen.

Auch sie muss akzeptieren, dass Arbeit 
nicht immer angenehm ist, Belastbarkeit 
entwickelt werden muss und eine Gemein­
schaft nur funktioniert, wenn Menschen ge­
legentlich mehr leisten als das persönlich 
Bequemste.

Die ältere Generation bringt Erfahrung, 
Pflichtbewusstsein und Durchhaltevermö­
gen ein. Die jüngere Generation fordert stär­
ker Gesundheit, Grenzen und Gegenseitig­
keit ein.
• Ein leistungsfähiger öffentlicher Dienst

braucht beides.
• Gute Führung ist kein Kuschelkurs.
• Gute Führung bedeutet nicht, jeden

Wunsch zu erfüllen.
• Führungskräfte müssen klare Erwartun­

gen formulieren, Aufgaben zuweisen,
Leistung einfordern, Fehlverhalten an­
sprechen und unangenehme Entschei­
dungen treffen.

Der Unterschied liegt in der Art, wie geführt 
wird.

Eine Führungskraft kann sagen:
• „Ich kann diesem Wunsch aus dienstli­

chen Gründen nicht entsprechen. Ich er­
kläre aber, weshalb diese Entscheidung
notwendig ist.“

Oder sie sagt:
• „Sie können froh sein, überhaupt einen si­

cheren Arbeitsplatz zu haben.“

Die Entscheidung kann identisch sein. Die 
Wirkung ist völlig unterschiedlich. Das eine 
ist verantwortliche Führung. Das andere ist 
Machtausübung.

Die Rolle der Personalvertretung

Personalräte sind weder dafür da, jede Be­
lastung als unzumutbar zurückzuweisen, 
noch dürfen sie dauerhafte Überforderung 
mit dem Hinweis hinnehmen, früher habe 
man das schließlich auch geschafft.

Sie müssen prüfen:
• Ist die Belastung unvermeidbar?
• Ist sie gerecht verteilt?
• Ist sie zeitlich begrenzt?
• Wird besonderer Einsatz anerkannt?
• Werden strukturelle Probleme dauerhaft 

auf die Beschäftigten abgewälzt?
•	 Haben Führungskräfte überhaupt die Vor­

aussetzungen, um gut führen zu können?

Der Personalrat ist kein Gegner der Führung. 
Er ist Anwalt einer tragfähigen Arbeitssitu­
ation und einer dauerhaft leistungsfähigen 
Organisation.

Bleiben reicht nicht

Der öffentliche Dienst braucht keine Be­
schäftigten, die lediglich bleiben. Er braucht 
Menschen, die überzeugt sind, Verantwor­
tung übernehmen und sich mit ihrer Aufga­
be identifizieren. Er braucht Führungskräf­
te, die Leistung einfordern, Entscheidungen 
erklären und Vertrauen schaffen.

Gute Führung schafft Bindung. Arbeits­
platzsicherheit allein schafft sie nicht. Ent­
scheidend ist deshalb nicht nur, ob Men­
schen bleiben. Entscheidend ist, wie sie 
bleiben: engagiert, gesund und verantwor­
tungsbewusst oder lediglich sicher beschäf­
tigt und innerlich längst gegangen.  I
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HITZESCHUTZ IN POLIZEIDIENSTSTELLEN

Gesundheit schützen, 
Einsatzfähigkeit sichern
Carsten Beck 
stellvertretender Landesvorsitzender

Steigende Temperaturen sind längst keine 
Ausnahme mehr – sie sind die neue Re-

alität. Was früher einzelne heiße Sommer-
tage waren, entwickelt sich zunehmend zu 
lang anhaltenden Hitzeperioden mit Tempe-
raturen deutlich über 30 Grad Celsius. Diese 
Entwicklung stellt auch die Polizei Baden-
Württemberg vor neue Herausforderungen. 
Insbesondere in vielen älteren Polizeilie-
genschaften werden Büroräume im Som-
mer zu Arbeitsplätzen, an denen konzen
triertes und gesundes Arbeiten kaum noch 
möglich ist.

Aus zahlreichen Dienststellen erreichen 
die GdP Baden-Württemberg Rückmeldungen 
von Kolleginnen und Kollegen, die über Tage 
und Wochen hinweg Temperaturen von über 
30 Grad in ihren Büros messen. Die Folgen 
sind spürbar: Konzentration und Leistungs-
fähigkeit nehmen ab, die körperliche Belas-
tung steigt und die Motivation leidet. Gleich-
zeitig bleibt der Anspruch an die Polizei un-
verändert hoch. Die Bürgerinnen und Bürger 
erwarten jederzeit eine professionelle, rechts-
staatliche und handlungsfähige Polizei – un-
abhängig von den Außentemperaturen.

Dabei werden bereits heute verschiedene 
Maßnahmen umgesetzt. Sonnenschutzein-
richtungen sind vielerorts vorhanden, Nacht- 
oder Frühmorgenlüftung wird genutzt und 
die sogenannte Fünf-Uhr-Regelung (Dienst-
beginn für den Tagesdienst) bietet dort, wo 
sie organisatorisch möglich ist, erste Entlas-
tung. Auch die Wasserspender auf einigen 
Polizeirevieren sind ein sinnvoller Beitrag 
zur Gesundheitsvorsorge.

In der Praxis zeigt sich jedoch, dass die-
se Maßnahmen häufig nicht ausreichen oder 
nur eingeschränkt umsetzbar sind. Sicher-
heitsanforderungen lassen eine nächtliche 
Fensterlüftung oftmals nicht zu. Flexible 
Arbeitszeiten oder Homeoffice sind im poli-
zeilichen Dienst nur in begrenztem Umfang 

möglich. Die Kleiderordnung für Uniform-
träger setzt der Anpassung der Bekleidung 
engste Grenzen. Gerade kleinere Polizeipos-
ten verfügen häufig nicht einmal über die 
gleiche Versorgung mit Wasserspendern wie 
größere Dienststellen. Hinzu kommt, dass 
selbst einfache technische Hilfsmittel wie 
Ventilatoren vielerorts nicht zur Verfügung 
gestellt werden.

Die klimatischen Veränderungen ma-
chen deutlich, dass es sich hierbei nicht 
um ein vorübergehendes Problem handelt. 
Nach den wissenschaftlichen Erkenntnis-
sen ist vielmehr davon auszugehen, dass 
Hitzeperioden künftig häufiger, länger und 
intensiver auftreten werden. Deshalb genügt 
es nicht mehr, ausschließlich auf kurzfris-
tige oder organisatorische Maßnahmen zu 
setzen. Vielmehr müssen die Polizeigebäu-
de selbst an die veränderten klimatischen 
Bedingungen angepasst werden.

Auch das Arbeitsschutzrecht entwickelt 
sich in diese Richtung. Das Arbeitsschutz-
gesetz verpflichtet den Arbeitgeber, Arbeits-
plätze so zu gestalten, dass Gefährdungen 
für die Gesundheit möglichst vermieden 
werden. Ergänzend konkretisieren die Ar-
beitsstättenverordnung sowie die Techni-
schen Regeln für Arbeitsstätten (ASR A 3.5 

„Raumtemperatur“) die Anforderungen 
an ein gesundheitsgerechtes Raumklima. 
Überschreiten die Temperaturen bestimm-
te Werte, sind geeignete Schutzmaßnahmen 
zu treffen. Arbeitgeber sind verpflichtet, die 
tatsächlichen Belastungen im Rahmen ihrer 
Gefährdungsbeurteilungen zu berücksichti-
gen und angemessene Maßnahmen umzu-
setzen. Vor dem Hintergrund zunehmender 
Extremhitzeereignisse gewinnt dieser prä-
ventive Arbeitsschutz weiter an Bedeutung.

Für die GdP Baden-Württemberg steht 
dabei ein Grundsatz im Mittelpunkt: Ge-
sunder Arbeitsschutz ist keine Komfortfrage, 

sondern Voraussetzung für eine leistungs-
fähige Polizei.

Die Polizei ist Teil der kritischen Infra-
struktur unseres Landes. Ihre Einsatzbe-
reitschaft muss jederzeit gewährleistet sein – 
bei Großlagen ebenso wie im täglichen Strei-
fendienst oder in den Ermittlungsbereichen. 
Wer erwartet, dass Polizistinnen und Poli-
zisten auch unter schwierigen Bedingungen 
konzentriert Entscheidungen treffen, Ge-
fahren bewältigen und rechtsstaatlich han-
deln, muss ihnen dafür auch angemessene 
Arbeitsbedingungen bieten.

Deshalb sieht die GdP Baden-Württem-
berg Handlungsbedarf. Handlungsbedarf 
nicht im Sinne kurzfristiger Einzelmaß-
nahmen, sondern als Teil einer nachhalti-
gen Modernisierung der Polizeiliegenschaf-
ten. Dabei geht es nicht um Luxus, sondern 
um zeitgemäße Arbeitsbedingungen in ei-
ner sich verändernden Umwelt.

Aus Sicht der GdP sollten deshalb insbe-
sondere folgende Punkte gemeinsam mit 
dem Land weiterentwickelt werden:
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80 MESSERANGRIFFE AM TAG

Ein realistisches Lagebild braucht 
vollständige Daten

Thomas Mohr
GdP-Vorsitzender Mannheim

29.243 Messerangriffe registrierte die Polizei 
im Jahr 2025 bundesweit. Das sind durch-
schnittlich rund 80 Angriffe pro Tag. Hin-
ter jeder Zahl stehen Menschen, die be-
droht, verletzt oder getötet wurden. Hinzu 
kommen Angehörige, Zeugen und Einsatz-
kräfte, die mit den Folgen dieser Taten kon-
frontiert sind.

Als Messerangriff gilt in der Polizeilichen 
Kriminalstatistik, wenn der Einsatz eines 
Messers unmittelbar gegen einen Menschen 
angedroht oder tatsächlich ausgeführt wird. 
Das bloße Mitführen eines Messers reicht für 
diese Erfassung nicht aus.

Die Zahlen befinden sich weiterhin auf 
einem erschreckend hohen Niveau. Messer-
angriffe sind deshalb kein Randthema und 
dürfen weder verharmlost noch für pau-
schale Schuldzuweisungen missbraucht 
werden. Notwendig sind konsequente Straf-
verfolgung, eine starke Polizei und ein ehrli-
cher Blick auf die vorhandenen Daten.

Mannheim besonders betroffen

Auch Baden-Württemberg und insbe-
sondere Mannheim sind von dieser Ent-
wicklung betroffen. Im Land wurden 2025 
knapp 1.200 Messerangriffe im öffentli-
chen Raum registriert. Für das Stadtgebiet 
Mannheim weist die Statistik 140 Messer-
angriffe aus. Das entspricht rechnerisch 
einem Angriff alle 2,6 Tage.

Die baden-württembergische Zahl be-
zieht sich allerdings nur auf den öffentli-
chen Raum und ist deshalb nicht unmit-
telbar mit der bundesweiten Gesamtzahl 
vergleichbar. Gerade solche Unterschiede 
zeigen, wie wichtig einheitliche Erfassungs-
standards und eine verständliche Darstel-
lung der Statistik sind.

Der Mord an unserem Kollegen Rouven 
Laur hat uns in Mannheim auf schreckli-
che Weise gezeigt, welche Folgen ein Mes-
serangriff innerhalb weniger Sekunden ha-
ben kann. Diese Tat wird in unserer Stadt 
und innerhalb der Polizei unvergessen 
bleiben.

Bestehende Gesetze konsequent 
durchsetzen

Die bestehenden Strafgesetze ermöglichen 
bereits erhebliche Strafen. Entscheidend 
ist deshalb nicht allein die Forderung nach 
immer neuen gesetzlichen Verschärfungen. 
Der Staat muss das geltende Recht konse-
quent anwenden.

Dazu gehören schnelle Ermittlungen, 
zügige Strafverfahren und spürbare Kon-
sequenzen für Gewalt- und Mehrfachtä-
ter. Ausländische Gewaltstraftäter müssen 
nach einer rechtskräftigen Verurteilung 
konsequent abgeschoben werden, sobald 
dies rechtlich und tatsächlich möglich ist. 
Wer wegen Krieg oder Verfolgung Schutz 
in Deutschland erhält und hier schwere Ge-
walttaten begeht, missbraucht das gewähr-
te Schutzrecht. In diesen Fällen müssen die 
aufenthaltsrechtlichen Konsequenzen kon-
sequent geprüft und umgesetzt werden.

Messer- und Waffenverbotszonen können 
einen Beitrag leisten. Sie wirken jedoch nur, 
wenn ausreichend Polizeikräfte vorhanden 

• ein landesweites Konzept zum Hitze-
schutz in Polizeidienststellen,

• die konsequente Ausstattung aller
Dienststellen – auch kleiner Polizeipos-
ten – mit Wasserspendern,

• die unbürokratische Bereitstellung geeig-
neter technischer Hilfsmittel wie Ventila-
toren oder vergleichbarer Lösungen, so-
fern keine baulichen Alternativen vor-
handen sind,

• die schrittweise energetische und kli-
matische Modernisierung bestehender
Polizeiliegenschaften, einschließlich 
wirksamer Verschattung, moderner Lüf-
tungskonzepte und  – wo erforderlich  –
technischer Kühlmöglichkeiten,

• die frühzeitige Berücksichtigung von Hit-
zeschutzmaßnahmen bei allen Neu-, Um- 
und Erweiterungsbauten der Polizei so-
wie

• regelmäßige Überprüfung der Gefähr-
dungsbeurteilungen im Hinblick auf zu-
nehmende Hitzebelastungen.

Die GdP Baden-Württemberg versteht  
diese Forderungen ausdrücklich als  
konstruktiven Beitrag zur Weiterentwick-
lung der Arbeitsbedingungen bei der Poli-
zei. 

Das Land investiert seit Jahren in die 
Modernisierung seiner Sicherheitsbehör-
den. Vor dem Hintergrund des Klimawan-

dels muss künftig auch der Schutz der Be-
schäftigten noch stärker Bestandteil dieser 
Investitionen werden.

Unsere Kolleginnen und Kollegen leis-
ten täglich einen anspruchsvollen Dienst für 
die Sicherheit der Menschen in Baden-Würt-
temberg. Sie erfüllen ihre Aufgaben zuver-
lässig, engagiert und professionell – auch 
unter schwierigen Bedingungen. Dafür ver-
dienen sie Arbeitsplätze, die ihrer Verant-
wortung gerecht werden.

Hitzeschutz ist deshalb kein saisonales 
Randthema. Er ist ein wichtiger Baustein 
moderner Fürsorge, wirksamen Arbeits-
schutzes und einer zukunftsfähigen Poli-
zei.  I
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sind, um regelmäßige Kontrollen durchzu-
führen. Ein Verbotsschild ersetzt keine Po-
lizeipräsenz.

PKS bildet Doppelstaater nur 
unvollständig ab

Neben der konsequenten Strafverfolgung 
benötigen Polizei und Politik ein realisti-
sches Lagebild. Genau hier zeigt die Poli-
zeiliche Kriminalstatistik eine erhebliche 
Schwäche.

Tatverdächtige, die neben der deutschen 
noch eine weitere Staatsangehörigkeit be-
sitzen, werden in der bundesweiten PKS 
grundsätzlich als Deutsche erfasst. Ihre wei-
tere Staatsangehörigkeit wird nicht geson-
dert ausgewiesen.

Rechtlich ist die Einordnung als Deut-
scher selbstverständlich richtig. Wer die 
deutsche Staatsangehörigkeit besitzt, ist 
Deutscher. Problematisch ist jedoch, dass 
eine weitere vorhandene Staatsangehörig-
keit in der Statistik nicht zusätzlich sicht-
bar wird.

Dadurch kann die statistische Darstel-
lung die Realität verzerren. Die Kategorie 

„deutsche Tatverdächtige“ umfasst sowohl 
Personen, die ausschließlich die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzen, als auch Per-
sonen mit zwei oder mehreren Staatsange-
hörigkeiten. Dieser Unterschied ist an den 
veröffentlichten Zahlen nicht erkennbar.

Das betrifft auch die statistische Einord-
nung von Messerangriffen. Die PKS unter-
scheidet zwischen deutschen und nicht-
deutschen Tatverdächtigen. Doppelstaater 
mit deutscher Staatsangehörigkeit werden 
dabei ausschließlich der Gruppe der deut-
schen Tatverdächtigen zugerechnet.

Wer daraus Rückschlüsse auf Herkunft, 
Integration oder Kriminalitätsentwicklung 
ziehen möchte, arbeitet deshalb mit einem 
unvollständigen Lagebild.

Nordrhein-Westfalen zeigt, 
dass es anders geht

Nordrhein-Westfalen hat seine Erfassungs-
praxis geändert. Seit dem 1. Juli 2025 wer-
den dort bei Tatverdächtigen und Opfern 
sämtliche bekannten Staatsangehörigkei-
ten erfasst. An das Bundeskriminalamt 
wird aufgrund der weiterhin geltenden bun-

desweiten Systematik allerdings nur eine 
Staatsangehörigkeit übermittelt.

Eine rückwirkende Auswertung der 
nordrhein-westfälischen Daten für das Jahr 
2024 ergab, dass nahezu jeder zehnte Tat-
verdächtige über mindestens eine weite-
re Staatsangehörigkeit verfügte. Unter den 
Tatverdächtigen mit deutscher Staatsange-
hörigkeit besaß etwa jeder Sechste noch 
eine weitere.

Diese Zahlen zeigen, dass Mehrfach-
staatsangehörigkeiten statistisch keine un-
bedeutende Randerscheinung sind.

Baden-Württemberg sollte 
nachziehen

Baden-Württemberg sollte dem Beispiel Nord-
rhein-Westfalens folgen und Mehrfachstaats-
angehörigkeiten ergänzend erfassen. Lang-
fristig brauchen wir jedoch eine bundesweit 
einheitliche Regelung. Ein statistischer Fli-
ckenteppich zwischen den Ländern erschwert 
Vergleiche und schwächt die Aussagekraft der 
PKS. Dabei geht es ausdrücklich nicht darum, 
Menschen mit mehreren Staatsangehörigkei-

ten unter Generalverdacht zu 
stellen oder Deutsche in un-
terschiedliche Kategorien ein-
zuteilen. Staatsangehörigkeit 
allein erklärt keine Kriminali-
tät. Für eine sachliche Bewer-
tung müssen immer auch Al-
ter, Geschlecht, soziale Situ-
ation, Aufenthaltsdauer und 
weitere Faktoren berücksich-
tigt werden.

Es geht um vollständige 
Informationen, nachvollzieh-
bare Auswertungen und eine 
ehrliche Sicherheitsdebatte.

„Bei rund 80 Messerangrif-
fen pro Tag dürfen wir weder 
verharmlosen noch pauscha-
lisieren. Wir brauchen eine 
konsequente Strafverfolgung 
und ein realistisches Lage-
bild. Wenn Doppelstaater 
ausschließlich als deutsche 
Tatverdächtige ausgewiesen 
werden, obwohl eine weite-
re Staatsangehörigkeit be-
kannt ist, kann dies die sta-
tistische Realität verzerren. 
Nordrhein-Westfalen zeigt, 
dass eine ergänzende Er-
fassung möglich ist. Baden-
Württemberg und der Bund 
sollten diesem Beispiel fol-
gen“, erklärt Thomas Mohr, 
GdP-Vorsitzender Mannheim.

Vollständige Daten schaf-
fen Transparenz. Transpa-
renz ermöglicht eine sachli-
che Diskussion. Und nur auf 
der Grundlage eines belast-
baren Lagebildes können Po-
lizei und Politik die richtigen 
Entscheidungen treffen.  I

29.243 Messerangriffe im Jahr 2025 entsprechen durchschnittlich rund 80 
Angriffen pro Tag. Thomas Mohr fordert konsequente Strafverfolgung und 
eine vollständigere Erfassung von Mehrfachstaatsangehörigkeiten in der 
PKS. Die bundesweite Zahl von 29.243 Messerangriffen im Jahr 2025 und der 
Anstieg um 0,8 Prozent stammen aus der offiziellen PKS 2025 des Bundes-
kriminalamts.
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ZAHLEN, FAKTEN

Freiwillige Entlassungen bleiben auf niedrigem 
Niveau – Schmerzensgeldregelung bewährt sich

Redaktion (TM)

Die aktuellen Zahlen des Innenministeri-
ums Baden-Württemberg zeichnen ein 

insgesamt stabiles Bild. Freiwillige Entlas-
sungen aus dem Polizeivollzugsdienst be-
wegen sich weiterhin auf einem niedrigen 
Niveau. Gleichzeitig bestätigt sich, dass die 
Erfüllungsübernahme von Schmerzensgeld-
ansprüchen für Polizeibeschäftigte ein wich-
tiges Instrument zum Schutz derjenigen ist, 
die im Dienst Opfer von Gewalt werden.

Aus Sicht der Gewerkschaft der Polizei 
sind beide Entwicklungen unterschiedlich 
zu bewerten. Dass sich nur wenige Polizei-
beschäftigte freiwillig für ein Ausscheiden 
aus dem Beamtenverhältnis entscheiden, 
spricht grundsätzlich für die Attraktivität 
des Polizeiberufs in Baden-Württemberg. 
Gleichzeitig darf dies nicht dazu führen, be-
stehende Herausforderungen auszublenden. 
Die hohe Arbeitsbelastung, zunehmende 
Gewalt gegen Einsatzkräfte, Personalman-
gel und der demografische Wandel bleiben 
Themen, die den Polizeiberuf nachhaltig 
prägen. Die GdP wird sich deshalb weiter-
hin für gute Arbeitsbedingungen, eine mo-
derne Personalentwicklung und eine ange-
messene Besoldung einsetzen.

Das Innenministerium verzichtet weiter-
hin auf eine statistische Erfassung der Be-
weggründe für freiwillige Entlassungen. 
Rechtlich besteht hierfür keine Verpflich-
tung. Aus Sicht der GdP wäre es jedoch sinn-
voll, freiwillige Austrittsgründe anonymi-

siert zu erfassen. Dadurch könnten mögli-
che Fehlentwicklungen frühzeitig erkannt 
und gezielte Maßnahmen zur Personalbin-
dung entwickelt werden, ohne zusätzlichen 
Druck auf die Beschäftigten auszuüben.

Positiv bewertet die GdP die Entwicklung 
bei der Erfüllungsübernahme von Schmer-
zensgeldansprüchen nach § 80a Landesbe-
amtengesetz. Die Regelung entlastet Poli-
zeibeschäftigte, wenn titulierte Ansprüche 
gegenüber gewalttätigen Tätern nicht reali-
siert werden können. Sie ist ein wichtiges Si-
gnal der Wertschätzung und Fürsorge des 
Dienstherrn gegenüber denjenigen, die täg-

lich für die Sicherheit der Bevölkerung ein-
stehen. Auch die Erweiterung um eine Här-
tefallregelung stärkt den Opferschutz und 
trägt dazu bei, besondere Einzelfälle ange-
messen zu berücksichtigen.

Die beigefügte Grafik fasst die wesentli-
chen Ergebnisse der Landtagsdrucksache 
übersichtlich zusammen. Sie zeigt sowohl 
die Entwicklung der freiwilligen Entlas-
sungen als auch die kontinuierliche Inan-
spruchnahme der Schmerzensgeldregelung 
und verdeutlicht deren praktische Bedeu-
tung für die Beschäftigten der Polizei Ba-
den-Württemberg.  I
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SENIORENGRUPPE

Beim Frühjahrsseminar waren 24 Teilnehmende 
und zwei Partnerinnen dabei

Martin Zerrinius
Landesseniorenvorsitzender

Ausgebucht war wieder einmal das Semi­
nar der Gewerkschaft der Polizei „Vorbe­

reitung auf den Ruhestand“ im Mai 2026, für 
unsere Mitglieder, die kurz vor der Pension 
stehen oder bereits seit Kurzem schon im Ru­
hestand sind. Durchgeführt schon traditio­
nell im Haus der Kirche in Bad Herrenalb. 24 
Polizeivollzugsbeamte sowie zwei Partnerin­
nen waren engagiert dabei. Uli Decker berei­
tete routinemäßig professionell die Veranstal­
tung vor und stand als Manager die ganze 
Zeit zur Verfügung. Nach „Seminarplan“ ob­
lag dem Landesseniorenvorsitzenden Martin 
Zerrinius die Aufgabe des Moderators und des 

Referenten für die Themen „Beihilfe“, „Ver­
sorgung“ sowie „Aktivprogramme für Senio­
ren“. Auch dieses Mal wurde das Seminar per­
fekt von Uli Decker, Mitglied im Geschäftsfüh­
renden Landesseniorenvorstand, vorbereitet 
und während der Veranstaltung gemanagt.

Theoretisches und Praktisches zum The­
menbereich Gesunderhaltung im Alter stan­
den auf dem Programm, vorgetragen von 
Yvonne Lucke. Die Vorteile einer Mitglied­
schaft in der GdP auch im Ruhestand trug 
Wolfgang Schmid vom GLSV vor. Praktische 
Tipps für Aktivitäten im Ruhestand gab es 
vom Landesseniorenvorsitzenden Martin 
Zerrinius, der dabei für ehrenamtliches En­
gagement warb.

Schwerpunkte auf der Tagesordnung 
waren die Themen Versorgung und Beihil­

fe, ebenfalls von M. Zerrinius vorgetragen. 
Über die private Krankenkasse und sonstige 
Versicherungen referierte der Vertreter der 
SIGNAL IDUNA.

Gundram Lottmann berichtete von sei­
nem Gespräch am Vortag mit Innenminister 
Manuel Hagel über die im Koalitionsvertrag 
für die Polizei vorgesehenen Veränderungen. 
Erbrecht und Fragen zu Vollmachten, Bank­
vollmachten, Vorsorgevollmacht, General­
vollmacht, Betreuungs- und Patientenverfü­
gung waren bei Rechtsanwältin Isabel Datz-
Faulmann aus Freiburg in guten Händen.

Wie immer konnten an den beiden Aben­
den in der Bar bei einem Glas Wein oder Bier 
Privates oder Dienstliches ausgetauscht 
werden. Das nächste Seminar findet vom 21. 
bis 23. September 2026 statt.  I
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Gruppenbild mit den Teilnehmern, Organisator Uli Decker 
und Seminarleiter Martin Zerrinius

AUS AKTUELLEM ANLASS

Die Unschuldsvermutung darf bei Polizeibeamten 
nicht erneut faktisch außer Kraft gesetzt werden
Ein Kommentar von Thomas Mohr
GdP-Vorsitzender Mannheim

Die gegen einen Mannheimer Polizei­
beamten erhobenen Vorwürfe sind 

schwerwiegend. Der Vorwurf betrifft einen 
Verbrechenstatbestand und muss vollstän­
dig, unabhängig und ohne Ansehen der Per­
son aufgeklärt werden. Gleichzeitig gilt ein 
wesentlicher Grundsatz unseres Rechts­
staats: Eine Anklage ist kein Schuldspruch.

Das Amtsgericht Mannheim hat bislang 
weder über die Zulassung (bei Redaktions­
schluss) der Anklage noch über die Eröff­
nung des Hauptverfahrens entschieden. 
Eine Hauptverhandlung hat nicht stattge­
funden. Eine strafrechtliche Schuld wurde 
nicht festgestellt.

Der betroffene Kollege bestreitet die Vor­
würfe vehement. Trotzdem wurde er in einem 
Social-Media-Beitrag in Uniform und mit voll­
ständig erkennbarem Gesicht gezeigt. In den 
anschließenden Kommentaren wurde er be­

reits als Täter bezeichnet, be­
leidigt und diffamiert. Eine 
solche öffentliche Vorver­
urteilung greift erheblich in 
seine Persönlichkeitsrech­
te ein. Sie kann für den Kol­
legen und sein persönliches 
Umfeld schwerwiegende Fol­

gen haben. Ich habe den Beitrag deshalb bei 
den betreffenden Plattformen als rechtswid­
rig und diffamierend gemeldet. Ich habe die 
unverzügliche Prüfung, Löschung und Unter­
bindung der weiteren Verbreitung gefordert.

In dieser Situation wäre auch ein frühzei­
tiges und erkennbares Handeln der Dienst­
stellenleitung wünschenswert gewesen. Die 
Dienststellenleitung hätte sich aus meiner 
Sicht klar gegen die identifizierende Dar­
stellung, persönliche Diffamierungen und 
öffentliche Vorverurteilungen ihres Polizei­
beschäftigten positionieren sollen.

Die Unschuldsvermutung gilt auch für 
Polizeibeamte. Die Schwere des Tatvor-
wurfs ändert daran nichts.

Es geht weder um eine Relativierung der 
Vorwürfe noch um eine Vorwegnahme der 
gerichtlichen Entscheidung. Es geht um 
rechtsstaatliche Grundsätze, den Schutz 
der Persönlichkeitsrechte und ein faires 
Verfahren. 

Polizeibeschäftigte dürfen bei schwer­
wiegenden Anschuldigungen nicht schutz­
los einer öffentlichen Kampagne ausgesetzt 
werden.

Wir lassen niemanden allein. Ich betreue 
den Kollegen persönlich und es wurde ihm 
im Rahmen unseres gewerkschaftlichen 
Rechtsschutzes eine erfahrene Strafvertei­
digerin an die Seite gestellt. Sie wird seine 
Rechte im weiteren Strafverfahren konse­
quent wahrnehmen.

Die Vorwürfe müssen lückenlos aufge­
klärt werden. Über Schuld oder Unschuld 
entscheidet ausschließlich das zuständige 
Gericht auf Grundlage der Beweisaufnahme.

Bis dahin gilt die Unschuldsvermutung. 
Für jeden Menschen. Auch für Polizeibeam­
te.  I
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GdP VOR ORT

Herzwaffeln der GdP beim Kindertag in Bruchsal
Uli Müller 
Geschäftsführender Landesvorstand

Bruchsal, 30. Juli 2026 – trotz bis zu 38 Grad besuchten rund
10.000 Gäste den Kindertag in Bruchsal. Die GdP Baden-Würt-

temberg war mit ihrem Herzwaffelstand vertreten. Neben frischen 
Waffeln freuten sich die Kinder über Mützen und Triller-
pfeifen. Insgesamt wurden rund 800 Herzwaffeln gegen 
Spenden ausgegeben.

Der Erlös geht an die Bürgerstiftung Bruchsal zur Un-
terstützung der Gewaltprävention in Kindertagesstätten. 
Die Übergabe erfolgte durch Uli Müller an LtdPD Hiller.

Dank gilt Duci, Sibylle und ihrem Team für den engagierten Ein-
satz trotz Hitze. Die Aktion zeigte: Engagement verbindet und un-
terstützt wichtige soziale Projekte vor Ort.  I

GdP-BEZIRKSGRUPPE PTLS POL

Engagierter 
Einsatz für den 
Nachwuchs
Hans-Georg Gloiber 
stellvertretender Vorsitzender

Die GdP-Bezirksgruppe PTLS Pol verabschiedet
Anouk Beck. Sie hat ihr Amt in der Jugend- und 

Auszubildendenvertretung niedergelegt und das 
PTLS Pol verlassen.

Anouk Beck setzte sich engagiert für die Inter-
essen der jungen Beschäftigten sowie der Auszubil-
denden ein. Mit ihrer verlässlichen Arbeit leistete sie 
einen wichtigen Beitrag zur Interessenvertretung in-
nerhalb des PTLS Pol. Die Bezirksgruppe dankt ihr 
für ihr Engagement und die geleistete Arbeit. Für 
ihren weiteren beruflichen und persönlichen Weg 
wünschen wir ihr viel Erfolg und alles Gute.  I
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Unschlagbare Vorteile als 
GdP-Mitglied

PVAG Polizeiversicherungs-AG 
Das  Gemeinschaftsunternehmen 
von GdP und SIGNAL IDUNA Gruppe
www.pvag.de

In deinem GdP-Mitgliedsbeitrag enthalten:
•  Beitragsfreie Rahmenanwartschaft für die Dauer der Polizeiaus-

bildung (in allen Bundesländern mit Heilfürsorge ab Ausbildungs-
beginn sowie bei der Bundespolizei)

•  Unfall-Vollzugsdienstabsicherung (in den Bundesländern mit 
 Beihilfe ab Ausbildungsbeginn)

•  Unfallschutz für Dienst- und Freizeitunfälle

•  Diensthaft-/Amtshaftpflichtversicherung inkl. Dienstfahrzeug-
regresshaftpflicht

•  Dienst-/Arbeits-Rechtsschutz über GdP-Rechtsschutzordnung

•  Sterbegeldbeihilfe

•  Für Polizeianwärter innerhalb der ersten 6 Monate ab Ausbil-
dungsbeginn vereinfachte Antragstellung und keine Gesund-
heitsprüfung für ausgewählte Tarife in der Kranken- und Pflege-
versicherung

•  Echte Dienstunfähigkeits-/Polizeidienstunfähigkeitsabsicherung 
über GdP-Rahmenkollektivvertrag (auch für Spezialkräfte von 
 Polizei und Zoll) mit einfacher Gesundheitserklärung innerhalb der 
ersten 6 Monate nach Abschluss einer Krankenvollversicherung

•  Unfallabsicherung auch für Spezialeinsatzkräfte der Polizei und 
des Zolls

•  Spezielle Leistungserweiterungen in der PVAG-Unfall-
versicherung für Einsatzkräfte

•  Beitragsvorteil bis zu 25 % in der PVAG-Unfallversicherung

•  Günstige Einstufung nach Schadenfreiheitsklasse ½ (70 %) 
in der Kfz-Haftpflichtversicherung für Polizeianwärter 

•  Besonderer Beitragsnachlass in der PVAG-Sach-/Haftpflicht-
versicherung

•  Spezielle Leistungserweiterungen in der PVAG-Sachversicherung

Deine Vorteilskonditionen als GdP-Mitglied bei der  
SIGNAL IDUNA Gruppe und PVAG Polizeiversicherungs-AG:

Profiberatung  
in Deiner Nähe

Kontaktdaten scannen!

Zielgruppenmanager ÖD
Jürgen Rittel

Mies-van-der-Rohe-Str. 6
80807 München

089-55144110
0160-7233808

juergen.rittel@signal-iduna.de 


